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3.1	 Mitglieder-Potenzial96

Linksextremismus-Potenzial Bundesrepublik Deutschland 2016 2017

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 21.800 22.600

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten97  

sowie Anarchisten98

7.600 7.800

Summe 29.400 30.400

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 28.500 29.500

Davon gewaltorientierte Linksextremisten99 8.500 9.000

Linksextremismus-Potenzial Niedersachsen100 2016 2017

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 435 435

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten sowie 

Anarchisten101

625 640

Summe 1.060 1.075

96	 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet.

97	 In die Statistik sind nicht nur tatsächlich als Täter/ Tatverdächtige festgestellte Personen 
einbezogen, sondern auch solche Linksextremisten, bei denen lediglich Anhaltspunkte 
für Gewaltbereitschaft gegeben sind. Erfasst sind nur Gruppen, die feste Strukturen auf-
weisen und über einen längeren Zeitraum aktiv waren. Das Mobilisierungspotenzial der  
„Szene“ umfasst zusätzlich mehrere tausend Personen.

98	 Das Mitgliederpotenzial umfasste auch bisher schon die Anarchisten, ohne diese aus-
drücklich zu nennen.

99	 Bis 2013 hat das Bundesamt für Verfassungsschutz bei der Darstellung des Personenpo-
tenzials ausschließlich die Anzahl der gewaltbereiten Linksextremisten ausgewiesen. Ab 
2014 gibt es nunmehr die Anzahl gewaltorientierter Linksextremisten an, in der die Zahl 
der gewaltbereiten Linksextremisten als Teilmenge enthalten ist.

100	Die für den Bund eingefügte Fußnote gilt entsprechend auch für Niedersachsen. Auf den 
Abzug von Mehrfachmitgliedschaften in Höhe von ca. zwei Prozent wie beim Bund ist 
verzichtet worden.

101	 Das Mitgliederpotenzial umfasste auch bisher schon die Anarchisten, ohne diese aus-
drücklich zu nennen.
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3.2	 Einführung

Für die Ideologie des deutschen Linksextremismus sind die beiden 

ideengeschichtlichen Grundströmungen des 19. Jahrhunderts, Mar-

xismus und Anarchismus, von fundamentaler Bedeutung. Linksex-

tremisten greifen die in der amerikanischen Menschenrechtser-

klärung von 1776 und in der Französischen Revolution von 1789 

proklamierten Werte Freiheit und Gleichheit in radikaler Zuspitzung 

auf und wollen den demokratischen Rechtsstaat auch auf revolu-

tionärem Wege überwinden, um ihn durch eine klassenlose bzw. 

herrschaftsfreie Gesellschaft zu ersetzen.

Kommunistische Gruppierungen wollen das bestehende politische 

System überwinden und streben über die Errichtung einer Diktatur 

des Proletariats unter Führung einer „proletarischen Avantgarde“ 

eine klassenlose Gesellschaft an. Marxistisch-Leninistische Organi-

sationen wie die Deutsche Kommunistische Partei (DKP), die Marxis-

tisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD), aber auch die extre-

mistischen Teile der Partei DIE LINKE. halten daher an der Idee einer 

Revolution der Arbeiterklasse fest. Demgegenüber propagieren 

anarchistische Gruppierungen die Überwindung des bestehenden 

politischen Systems auf dem Wege massenhaften zivilen Ungehor-

sams102 und „vorbildhafter“ Selbstorganisation. Linksextremistische 

Organisationen stimmen in der Notwendigkeit einer revolutionären 

Veränderung der bestehenden Verhältnisse überein, die das interna-

tionale Zusammenwirken aller revolutionären Kräfte erfordert (Inter-

nationalismus). Kommunismus und Anarchismus unterscheiden sich 

in der Bewertung der Freiheitsrechte. Überdeckt der übersteigerte 

Gleichheitsbegriff kommunistisch ausgerichteter Organisationen die 

individuellen Freiheitsrechte, lehnen anarchistische Gruppierungen 

staatliche Organisation und damit Machtstrukturen (Hierarchien) 

generell ab. Beide orientieren sich an der Utopie einer klassen- 

bzw. herrschaftsfreien Ordnung, d. h. an dem Ideal von der voll-

kommenen Befreiung des Menschen von allen gesellschaftlichen, 

politischen, ökonomischen und kulturellen Zwängen. Anarchisten, 

die in ihrem konkreten politischen Handeln diesen utopischen Ent-

102	Ziviler Ungehorsam ist insbesondere bei den „gewaltfreien“ Anarchisten der Verstoß ge-
gen ein Gesetz aus Gewissensgründen; dabei wird bewusst in Kauf genommen, dafür 
bestraft zu werden.
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wurf vorzuleben versuchen, verneinen auf Zwang beruhende Zwi-

schenstadien zur Realisierung dieser klassenlosen Gesellschaft wie 

die von Kommunisten angestrebte Diktatur des Proletariats. Das 

westliche Gesellschaftsmodell, d. h. die soziale Marktwirtschaft so-

wie der demokratische Rechtsstaat und die ihn repräsentierenden 

Mächte, allen voran die USA und ihre Verbündeten, stehen für den 

Gegenentwurf zum ideologischen Weltbild der Linksextremisten 

und sind so eines ihrer zentralen Feindbilder. Die wechselweise als 

kapitalistisch oder neoliberal bezeichnete westliche Wirtschaftsord-

nung wird grundsätzlich als Ausbeutung des Menschen durch den 

Menschen abgelehnt. Linksextremisten wollen dem ihrer Meinung 

nach „entfesselten Kapitalismus“ Einhalt gebieten und fordern, wie 

z. B. die Interventionistische Linke (IL) auf ihrer Internetseite, „Make 

capitalism history!“. Ihre Kritik konzentriert sich vor allem auf die 

Großkonzerne, die NATO und ihre Führungsmacht, die USA. Die Ver-

antwortung für internationale Konflikte und Krisen verorten sie im 

Westen.103

3.3	 Aktuelle Entwicklungen im 
Linksextremismus

Die Entwicklung des Linksextremismus wurde im Berichtsjahr 2017 

erneut von der autonomen Szene bestimmt. Als Reaktion auf die 

bereits seit den 1990er Jahren zunehmende interne Kritik an der 

Theorieferne, der Unorganisiertheit und der Selbstbezogenheit der 

autonomen Bewegung, versuchen auch im Berichtszeitraum weiter-

hin Teile von ihnen der Ideologie-, Organisations- und Bündnisfrage 

mehr Raum zu geben. Vor diesem Hintergrund sind in den letzten 

Jahren bundesweit verschiedene sich als postautonom verstehende  

Bündnisse entstanden.

Postautonome Gruppierungen zeichnen sich durch eine breit gefä-

cherte Bündnispolitik und den Willen aus, sich zu organisieren und 

zu vernetzen. Ideologisch orientieren sie sich an marxistisch-leni-

nistischen Weltbildern. Sie verzichten aber bewusst auf eine exakte 

103	Siehe Kapitel 3.4, Abschnitt „Kampf gegen Faschismus“.
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ideologische Festlegung und somit auf eine 

dogmatische104 Interpretation der marxisti-

schen und anarchistischen Klassiker. Diese 

ideologische Unverbindlichkeit macht es ihnen 

möglich, sich auf der Basis von Minimalkon-

sensen bis weit in orthodoxe, aber auch nichtextremistische Kreise 

zu vernetzen. So wollen sie in einem langfristigen Prozess die herr-

schenden Verhältnisse überwinden und eine kommunistische Ge-

sellschaft errichten. Für Niedersachsen sind vor allem zwei bundes-

weite Zusammenschlüsse relevant: die Interventionistische Linke (IL) 

und das Bündnis „… ums Ganze! Kommunistisches Bündnis“ (uG).

Autonome und Postautonome greifen gesamtgesellschaftlich rele-

vante Themen auf, die die Menschen bis weit in die Mitte der Ge-

sellschaft bewegen und zum zivilgesellschaftlichen Engagement 

herausfordern. Im Gegensatz zum demokratischen Protest, der frei 

ist von systemüberwindenden Forderungen, basiert der linksextre-

mistische auf ideologischen Grundannahmen, für die eine prinzipi-

elle Gegnerschaft zum politischen System der Bundesrepublik und 

seiner Wirtschaftsordnung kennzeichnend ist. Linksextremisten die-

nen Themen wie „Antifaschismus“, „Antirepression“ oder „Antiras-

sismus“ daher vor allem als Plattform für ihr eigentliches Ziel, den 

Kampf gegen den demokratischen Rechtsstaat. Auch niedersächsi-

sche Linksextremisten sind in diesen Themenfeldern aktiv, wobei der 

„Kampf gegen den Faschismus“ für sie im Vordergrund steht. Erst 

wenn dieser überwunden ist, lassen sich ihrer Auffassung nach alle 

anderen gesellschaftlichen Probleme lösen. 

Insbesondere vor dem Hintergrund anhaltender Auseinandersetzun-

gen zwischen Linksextremisten und Rechtsextremisten, spiegelte 

sich diese Vorgehensweise im Jahr 2017 auch innerhalb der nieder-

sächsischen linksextremistischen Szene wider.

Zu den herausragenden Ereignissen im zurückliegenden Jahr, an de-

nen sich auch niedersächsische Linksextremisten beteiligten, zählen 

die Proteste gegen das 12. Gipfeltreffen der 19 wichtigsten Indus-

trie- und Schwellenländer und der Europäischen Union (EU), kurz 

G20 genannt, vom 07. bis zum 08.07.2017 in Hamburg und gegen 

104	Für eine Erläuterung der Begriffe „dogmatisch“ und „undogmatisch“ siehe Kapitel 3.4, 
Abschnitt „Ereignisse und Entwicklungen“.
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den 8. Bundesparteitag der Partei Alternative für Deutschland (AfD) 

vom 02. bis zum 03.12.2017 in Hannover. Diese Begebenheiten, 

aber auch die Übergriffe in Göttingen und im Umland auf Rechts

extremisten bzw. diejenigen, die Linksextremisten dafür halten, zei-

gen zudem, dass die Hemmschwelle von Linksextremisten zur An-

wendung von Gewalt auch gegen Menschen weiterhin niedrig ist. 

Von Bedeutung auch für niedersächsische Autonome war zudem 

das Verbot des Vereins, der die Internetplattform „linksunten.indy-

media“ betrieben hat. Wurde mit dieser Maßnahme doch erstmals 

ein linksextremistischer Verein auf Bundesebene seit Inkrafttreten 

des Vereinsgesetzes im Jahre 1964 verboten. 

Im Bereich des parteigebundenen Linksextremismus setzte sich die 

zunehmende politische Bedeutungslosigkeit der orthodox marxis-

tisch-leninistisch ausgerichteten Parteien Deutsche Kommunisti-

sche Partei (DKP) und Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands 

(MLPD) weiter fort. Das verdeutlichen vor allem die Wahlen zum 

Deutschen Bundestag vom 24.09.2017. Dabei erhielt die DKP bun-

desweit 7.517 Erststimmen (0,0 Prozent) und 11.558 Zweitstimmen 

(0,0 Prozent). In Niedersachsen konnte sie 1.331 Erstimmen (0,0 Pro-

zent) und 1.100 Zweitstimmen (0,0 Prozent) gewinnen. Nicht viel 

anders sah es bei der MLPD aus. Sie erreichte bundesweit 35.760 

Erststimmen (0,1 Prozent) und 29.785 Zweitstimmen (0,1 Prozent). 

In Niedersachen kam sie auf 1.522 Erststimmen (0,0 Prozent) und 

auf 1.616 Zweitstimmen (0,0 Prozent). Im Gegensatz zu den Bun-

destagswahlen traten DKP und MLPD nicht zu den Landtagswahlen 

in Niedersachsen am 15.10.2017 an. 

Neben diesen kontinuierlich schwachen Wahlergebnissen von deut-

lich unter einem Prozent105 leiden beide Parteien unter einer massiven 

Überalterung ihrer Mitglieder. Zudem stagnieren die Mitgliederzahlen 

beider Parteien seit Jahren auf niedrigem Niveau. Vor diesem Hinter-

grund muss konstatiert werden, dass sowohl die DKP als auch die 

MLPD in der niedersächsischen Öffentlichkeit kaum wahrnehmbar 

sind und sie für die Beurteilung des linksextremistischen Gesamtpo-

tenzials auch künftig nur eine untergeordnete Rolle spielen werden.

105	DKP – Europawahl 2014: 0,1 Prozent; Landtagswahl 2013: nicht angetreten; Bundestags-
wahl 2013: nicht flächendeckend angetreten. MLPD – Europawahl 2014: 0,1 Prozent; 
Landtagswahl 2013: nicht angetreten; Bundestagswahl 2013: 0,1 Prozent.
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Die drei offen extremistischen Zusammenschlüsse in der Partei DIE 

LINKE., die Kommunistische Plattform (KPF), die Sozialistische Lin-

ke (SL) und die Antikapitalistische Linke (AKL), streben nach wie 

vor, wenn auch in unterschiedlicher Ausführung und Intensität, die 

Überwindung der bestehenden politischen Ordnung der Bundesre-

publik an und wollen diese durch ein sozialistisches bzw. kommu-

nistisches System ersetzen. Um dieses Ziel zu erreichen, versuchen 

sie Einfluss auf das politische Profil der Partei DIE LINKE. und deren 

inhaltlicher Ausrichtung zu nehmen. So nehmen ihre Mitglieder bei-

spielsweise mit eigenen Delegierten an Parteitagen der Partei DIE 

LINKE. teil und bringen sich dort mit eigenen Anträgen ein. Diese 

Vorgehensweise dient ihnen dazu, die Deutungshoheit bei bestimm-

ten Themen, wie beispielsweise den Umgang mit der SED-Diktatur, 

zu erlangen. Aus diesem Grunde muss davon ausgegangen werden, 

dass die drei extremistischen Zusammenschlüsse der Partei DIE LIN-

KE. auch 2018 versuchen werden, Einfluss auf ihre Partei in Nieder-

sachsen zu nehmen.

3.4	 Autonome, sonstige gewalt-
bereite Linksextremisten sowie 
Anarchisten

Sitz / Verbreitung Autonome / Postautonome 

Landesweite Präsenz mit Schwerpunkten in Braunschweig, 

Göttingen, Hannover, Lüneburg, Oldenburg und Osnabrück

Mitglieder /  

Anhänger / 

Sympathisanten

Bund: 7.800    Niedersachsen: 640   

Publikationen Alhambra, Oldenburg (unregelmäßig) autonomes Blättchen, 

Hannover (unregelmäßig)

„Gai Dao“ (Publikation der Föderation deutschsprachiger  

Anarchisten; monatlich)

„Direkte Aktion“ (Onlinepublikation der Freie Arbeiterinnen-  

und Arbeiter-Union (FAU); unregelmäßig)

NMIS_005_RZ Bericht_2017-2018-10-17.indd   143 17.10.18   16:17



144

Linksextremismus

Finanzierung Finanzierung von Aktionen und Kampagnen durch Spenden 

sowie Solidaritätsveranstaltungen, keine Mitgliedsbeiträge außer 

bei der FAU

Kurzportrait / Ziele Das Ziel autonomer Gruppierungen ist es, den Staat und seine 

Institutionen auch gewaltsam abzuschaffen und durch eine „herr-

schaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Die autonome Bewegung 

kennt dabei keine mit kommunistischen Organisationen vergleich-

bare einheitliche Ideologie. Ihr Weltbild setzt sich vielmehr aus 

kommunistischen und anarchistischen Elementen zusammen.

Die verschiedenen Gruppen der autonomen Bewegung finden 

sich über Aktions- und Themenfelder zusammen, die sich zu 

einem erheblichen Teil an aktuellen politischen Ereignissen und 

Problemfeldern orientieren. Diese Vorgehensweise soll dazu bei-

tragen, den autonomen Widerstand öffentlich besser zu vermit-

teln, um so gesamtgesellschaftlich anschlussfähiger zu werden. 

Gegenwärtig sind vor allem die Themenfelder „Antifaschismus“, 

„Antirepression“ und „Antirassismus“ für das autonome Spekt-

rum in Niedersachsen von Bedeutung. Die autonome Szene sieht 

sich seit mehreren Jahren mit der Problematik konfrontiert, dass 

sie aufgrund interner Streitigkeiten und einer oftmals brüchigen 

Vernetzung nur unzureichend agieren kann. Um diesem Umstand 

etwas entgegenzusetzen, haben sich bundesweit sogenannte 

postautonome Zusammenhänge etabliert, die mit langfristigen 

Bündnisstrukturen versuchen, die Autonomen aus der auch von 

ihnen selbst beklagten Krise zu holen. Für Niedersachsen sind da-

bei vor allem die Interventionistische Linke (IL) und das Bündnis 

„… ums Ganze! Kommunistisches Bündnis“ (uG) relevant.

Die Postautonomen

Schon seit Jahren leidet die autonome Szene sowohl bundesweit als 

auch in Niedersachsen unter internen Streitigkeiten und einer hohen 

Fluktuation. So existieren autonome Gruppierungen zumeist nur für 

kürzere Zeiträume, ihre Akteure wirken oft nur kurzfristig mit. Teile 

der autonomen Szene reflektieren diese Missstände schon seit län-

gerem und versuchen daher, für konkrete Projekte Gruppenstruk-

turen und Netzwerke aufzubauen. Diese oftmals als postautonom 

bezeichneten Gruppierungen verstehen sich nach wie vor als Auto-
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nome, auch wenn sie sich in einigen Punkten von diesen unterschei-

den. Ihre Politik ist langfristiger angelegt und verfolgt eine Strategie 

der kleinen Schritte. Dabei ist ein wichtiger Aspekt eine weitgefä-

cherte Bündnispolitik, mit der eine breite Öffnung hin ins demokra-

tische Spektrum und zu bislang unpolitischen Bevölkerungsschich-

ten verbunden ist. Postautonome greifen deshalb aktuelle politische 

(Krisen-)Themen auf, die bis in die Mitte der Gesellschaft anschluss-

fähig sind und versuchen, über deren gezielte Zuspitzung möglichst 

viele Personen zu erreichen und mittelfristig zu radikalisieren.

So waren sie im Jahr 2017 an zentraler Stelle an den Protesten ge-

gen den G20-Gipfel der führenden Wirtschaftsnationen vom 07. bis 

zum 08.07.2017 in Hamburg ebenso beteiligt, wie an den Protes-

ten gegen den AfD-Bundesparteitag in Hannover vom 02. bis zum 

03.12.2017.

Interventionistische Linke (IL)

Die IL entstand 1999 als eine „strategische Verabredung“ undogma-

tischer Linksextremisten verschiedener Strömungen. In sogenannten 

Beratungstreffen fanden sich Gruppierungen und Einzelpersonen zu-

sammen, um Überlegungen anzustellen, wie die Handlungsfähigkeit 

und Wahrnehmbarkeit der „radikalen Linken“ in der Bundesrepublik 

Deutschland erhöht werden könne. Ab 2004 wurden diese Treffen 

gezielt für linksextremistische Gruppen aus dem postautonomen 

Spektrum geöffnet. Es entstand ein bundesweit agierendes Netzwerk 

aus linksextremistischen Gruppierungen und Einzelaktivisten, dem in 

geringem Maße auch nichtextremistische Personen angehörten.

Um eine Anschlussfähigkeit an das demokratische Spektrum her-

zustellen, bemüht sich die IL um ein gemäßigteres äußeres Erschei-

nungsbild, als es sonst in der autonomen Szene üblich ist. So sind 

ihre Protagonisten beispielsweise bei Demonstrationen bereit, auf 

szenetypische Kleidung und die Anwendung von Gewalt zu verzich-

ten. Dabei handelt es sich jedoch um ein rein taktisches Verhalten, 

hinter dem sich eine latent vorhandene Militanz verbirgt, wie die IL 

in ihrem Zwischenstandspapier deutlich macht: 

„Unsere Mittel und Aktionsformen, defensive wie offensive, bestimmen wir also strategisch 

und taktisch in den jeweiligen Situationen. … Es geht uns darum, die kollektive Fähigkeit 

herzustellen, die Wahl der Mittel nach unseren Zielen selbst zu bestimmen.“

(Internetseite der IL, 19.01.2018)
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Aus diesem Grunde kann die IL eine Scharnierfunktion zwischen 

dem gewaltorientierten linksextremistischen Spektrum, den dog-

matischen Linksextremisten und dem demokratischen Protest ein-

nehmen. Das ermöglicht ihr, Mobilisierungserfolge zu erzielen und 

unterstreicht zugleich die wachsende Bedeutung des Netzwerkes 

für die gesamte linksextremistische Szene. Ihre verfassungsfeindli-

che Ausrichtung bringt die IL u. a. in ihrem Selbstverständnis zum 

Ausdruck:

„Wir wollen eine radikale Linke, die aktiv nicht nur gegen die Zumutungen und Grausam-

keiten, sondern gegen den Kapitalismus insgesamt kämpft, die dabei immer wieder neue 

Allianzen sucht, die Brüche vertieft und Chancen ergreift, die lieber Fehler macht und aus 

ihnen lernt, anstatt sich im Zynismus der reinen Kritik zu verlieren. Wir wollen eine radikale 

Linke, die auf den revolutionären Bruch mit dem nationalen und globalen Kapitalismus, mit 

der Macht des bürgerlichen Staates und allen Formen von Unterdrückung, Entrechtung, 

Diskriminierung orientiert ist. Kurz: Wir wollen eine neue, gesellschaftliche radikale Linke, 

die um politische Hegemonie ringt und Gegenmacht organisiert.

(Internetseite der IL, 19.01.2018)

Gegenwärtig bestehen in 30 deutschen Städten sowie in 

Graz und Wien (Österreich) Ortsgruppen der antiimperi-

alistisch ausgerichteten IL, zwei davon in Niedersachsen 

(Göttingen und Hannover). Die IL folgt eigentlich dem 

Prinzip, wonach pro Stadt nur eine Ortsgruppe bestehen 

soll. In Göttingen ist diese Ausrichtung jedoch bislang nicht ange-

nommen worden. Dort sind die beiden Gruppierungen Antifaschis-

tische Linke International (A.L.I.) und Basisdemokratische Linke (BL) 

weiterhin eigenständige Mitglieder der IL.

Bündnis …ums Ganze! Kommunistisches Bündnis (uG)

Ein weiteres postautonomes Bündnis mit niedersächsischer Betei-

ligung stellt das Bündnis uG dar. In ideologischer Abgrenzung zur 

IL ist das Bündnis uG dem antideutschen Lager zuzurechnen. Folgt 

man der Selbstdarstellung des Bündnisses, so wurde es 2006 ge-

gründet, um „linksradikale Gesellschaftskritik überregional 

zu organisieren und handlungsfähig zu machen.“ Nach ei-

gener Aussage geht es dem Bündnis uG dabei nicht nur um 

eine „Kritik, für die es weder Institutionen noch Parlamente 
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noch feste Verfahren“ gebe, sondern auch um die „Kritik gesell-

schaftlicher Herrschaft als ganzer“. Das postautonome Bündnis 

strebt nach einer herrschaftsfreien kommunistischen Gesellschaft. 

Wie diese Gesellschaftsform konkret aussehen soll, bleibt jedoch, 

wie so oft im Linksextremismus, äußerst diffus.

Gegenwärtig ist das Bündnis uG in elf deutschen Städ-

ten sowie in Wien (Österreich) organisiert, von denen die 

Gruppierungen Fast Forward Hannover sowie die Redical 

[M] aus Göttingen in Niedersachsen ansässig sind.

Antiimperialisten und Antideutsche

Die sogenannten Antideutschen bildeten sich mit Beginn der 1990er 

Jahre vor dem Hintergrund zunehmender rechtsextremistischer 

Übergriffe auf Migranten als eine neue Strömung innerhalb des 

autonomen Spektrums heraus. Ideologisch wenden sie sich gegen 

einen vermeintlichen deutschen Nationalismus. Mit der deutschen 

Wiedervereinigung befürchteten ihre Aktivisten ein Erstarken des 

Nationalismus innerhalb der vereinigten Bundesrepublik und eine 

Rückkehr zum Nationalsozialismus. 

Im Zuge der Golfkriege von 1990 und 2003 solidarisierten sie sich 

bedingungslos mit dem Staat Israel und seiner Schutzmacht, den 

USA. Eine für Autonome ungewöhnliche politische Haltung, da sie 

prinzipiell staatliche Strukturen, Institutionen und Repräsentanten 

ebenso ablehnen wie das westliche Wirtschafts- und Gesellschafts-

modell und jegliche Form von Militär. Aus diesem Grund kam es zum 

Bruch zwischen den Antideutschen, die eine Minderheitenposition 

innerhalb des autonomen Spektrums vertraten und vertreten, und 

den die autonome Szene dominierenden sogenannten Antiimperia-

listen mit ihrer ausgeprägten antiwestlichen, insbesondere antiame-

rikanischen und antiisraelischen Haltung. Dieser ideologische Bruch 

vollzieht sich nicht nur im autonomen, sondern auch im postauto-

nomen Spektrum. So ist beispielsweise die IL mit ihren niedersäch-

sischen Ablegern in Hannover und Göttingen als antiimperialistisch 

zu charakterisieren, während das Bündnis uG eindeutig antideutsch 

geprägt ist.106 Nicht selten führen diese Diskrepanzen zur Lähmung 

106 Die beiden Göttinger Gruppen Antifaschistische Linke International (A.L.I.) und Basisde-
mokratische Linke Göttingen (BLG) sind Teil der antiimperialistisch ausgerichteten IL, wäh-
rend die Redical [M] die Göttinger Ortsgruppe des antideutsch ausgerichteten Bündnisses 
uG bildet. In Hannover ist die Gruppierung Fast Forward Hannover im Bündnis uG organi-
siert, darüber hinaus gibt es eine IL-Ortsgruppe Hannover.
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der politischen Arbeit innerhalb der autonomen Szene, da beide Sei-

ten nur bedingt dazu bereit sind, miteinander zu kooperieren.

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit 

Gemeinsames Ziel aller autonomen Gruppierungen ist es, den Staat 

und seine Institutionen gewaltsam abzuschaffen und durch eine 

„herrschaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Hiermit richten sie sich 

gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung und sind dem-

nach verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. 1 NVerfSchG).

Ereignisse und Entwicklungen

Autonome Gruppierungen sind nicht wie kommunistische Or-

ganisationen von einer einheitlichen Ideologie geprägt. Sie ver-

knüpfen vielmehr Elemente kommunistischer und anarchistischer 

Weltbilder miteinander. Autonome im klassischen Sinne verste-

hen sich zwar auch als undogmatische Linke107 und streben wie 

die Vertreter der orthodoxen bzw. dogmatischen K-Gruppen108  

die sozialistische Revolution an, beantworten die „Organisationsfra-

ge“ aber anders. Sie lehnen eine staatliche Ordnung und jegliche 

Form von Hierarchien ab und sprechen sich für die Selbstorganisati-

on des Zusammenlebens aus.

Dem linksextremistischen Verständnis nach üben die „kapitalisti-

schen Produktionsverhältnisse“ Gewalt gegen ihre Bürger aus: Sie 

stellen eine auf gesellschaftlichen Strukturen, Werten, Normen, 

Institutionen und Machtverhältnissen basierende „strukturelle Ge-

walt“ gegenüber den Bürgern dar und hindern diese daran, sich 

ihren Anlagen und Möglichkeiten entsprechend frei zu entfalten. 

Aus dieser so empfundenen „Gewalt des Systems“ leiten Autonome 

107	Als undogmatische Linke bezeichnet man linksradikale bis linksextremistische Gruppen, 
die sich in der Nachfolge der Außerparlamentarischen Opposition (APO) sahen. Diese 
häufig auch als „Spontis“ bezeichneten Gruppen hielten die „Spontaneität der Massen“ 
für das revolutionäre Element der Geschichte. Im Gegensatz zu Marxisten-Leninisten, die 
glauben, für die Revolution sei eine Avantgarde-Partei vonnöten, die die Führung in eine 
bessere Zukunft übernehmen müsse, waren die Spontis eher „antiautoritär“ ausgerichtet. 
Nicht Theorieschulungen und Parteiaufbau standen für sie im Vordergrund ihrer Aktivitä-
ten, sondern „spontane“, nichtsdestoweniger abgesprochene Aktionen in der Öffentlich-
keit.

108	Der Begriff „K-Gruppen“ ist eine Sammelbezeichnung für politische Gruppierungen wie 
den Kommunistischen Bund Westdeutschlands (KBW) oder die MLPD, die sich seit dem 
Ende der 1960er Jahre am Marxismus-Leninismus maoistischer Prägung orientieren und 
sich die Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zum Ziel gesetzt 
haben.
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und sonstige gewaltbereite Linksextremisten ein vermeintliches Na-

turrecht auf gewaltsamen Widerstand ab. Linksextremistische Ge-

walt versteht sich demzufolge als „Gegengewalt“, als reaktives und 

dadurch legitimes Mittel, um die herrschende Gewalt aufzubrechen 

und Veränderungen herbeizuführen. Aus diesem Grund spielt die 

Anwendung von Gewalt weiterhin eine zentrale Rolle in der autono-

men Szene, wie sich im Jahr 2017 nicht zuletzt an den gewalttätigen 

Protesten gegen den G20-Gipfel gezeigt hat. 

Aktivitäten im Zusammenhang mit dem Gipfeltreffen der 

G20-Staaten in Hamburg

Das herausragende Ereignis auch für niedersächsische Linksextremis-

ten stellte im Jahre 2017 zweifelsfrei das vom 07. bis zum 08.07.2017  

in Hamburg stattgefundene 12. Gipfeltreffen der G20-Staaten dar. 

Gegen den G20-Gipfel formierten sich bereits unmittelbar nach 

Bekanntwerden des Gipfelortes verschiedene, auch linksextremis-

tische Protestbündnisse. Eine führende Rolle nahm dabei das „No 

G20-Bündnis“ ein, dem neben demokratischen Gruppierungen auch 

sich als postautonom verstehende Organisationen wie die IL und das 

Bündnis uG angehörten. Mit einer Strategie der kleinen Schritte ver-

folgte vor allem die IL eine breit gefächerte Bündnispolitik, die bis in 

nichtextremistische Kreise reichte. Mit Hilfe des „No G20-Bündnis“ 

versuchte sie die Gesamtgestaltung der Gipfelproteste zu dominieren.

Neben dem „No G20-Bündnis“ rief ein Hamburger Protestbünd-

nis unter der Bezeichnung „G20 entern – Kapitalismus versenken!“ 

und das Hamburger Autonome Zentrum „Rote Flora“ zu eige-

nen, voneinander unabhängigen autonomen Protesten gegen das 

Gipfeltreffen auf. Beide agierten bewusst unabhängig vom „No 

G20-Bündnis“. Als „klassische“ Autonome, d. h. als organisations- 

und hierarchiefeindliche und eher ideologieferne Linksextremisten 

lehnten sie einen Aktionskonsens und Gewaltverzicht ab, da sie sich 

nicht den Freiraum für Straßenmilitanz durch die bündnisstrategi-

schen Erwägungen der IL einschränken lassen wollten. Das Autono-

me Zentrum „Rote Flora“ repräsentiert weitgehend das autonome 

Spektrum Hamburgs. Es befindet sich in einem seit November 1989 

besetzten Restgebäude des ehemaligen Flora-Theaters im Hambur-

ger Schanzenviertel. Autonome Zentren wie die „Rote Flora“ dienen 
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der autonomen Szene dabei als logistische Ba-

sis und Rückzugsraum für ihre Aktionen. Hin-

ter dem Bündnis „G20 entern!“ verbergen sich 

verschiedene antiimperialistisch ausgerichtete 

linksextremistische Gruppierungen wie z. B. 

der Rote Aufbau Hamburg (RAH). 

Aufgrund der guten Kontakte deutscher Linksextremisten ins euro-

päische Ausland nahmen auch Linksextremisten u. a. aus den Bene-

lux-Staaten, Griechenland, Italien, Skandinavien und Spanien an den 

Gipfelprotesten teil.

Auch in Niedersachsen wurde zu den Protesten gegen den G20-Gip-

fel mobilisiert. Verlief die Mobilisierung zunächst eher schleppend, 

nahm sie ab April 2017 mit zahlreichen Info- und Mobilisierungsver-

anstaltungen u. a. in Göttingen, Hannover, Oldenburg und Osna-

brück an Fahrt auf. 

Der G20-Gipfel von Hamburg hat die von den Sicherheitsbehörden 

zuvor aufgestellten Prognosen über das Auftreten gewaltbereiter 

Linksextremisten bestätigt. Die Gewaltintensität stellte aber eine 

neue Dimension linksextremistischer Gewalt dar. Hilfreich war da-

bei für die autonome Szene der Austragungsort des Gipfels. In der 

Hansestadt befand sie sich in einem ihr vertrauten Umfeld. Als ur-

bane Szene verfügte sie dort nicht nur über die für sie notwendige 

Infrastruktur, um sich vollständig entfalten zu können, sondern auch 

über den erforderlichen Agitations- und Rückzugsraum, ohne den sie 

kaum handlungsfähig ist. Zudem konnte sie sich seit mehr als einem 

Jahr generalstabsmäßig auf dieses Gipfeltreffen vorbereiten. Diese 

für sie „idealen“ Bedingungen ermöglichten es ihr, militante und 

klandestine Aktionen in einem ganz anderen quantitativen und qua-

litativen Ausmaß langfristiger zu planen und durchzuführen als zuvor.

Als Vorbilder für die gewaltsamen Proteste von Hamburg dienten 

vor allem die gewalttätigen Ausschreitungen vom Dezember 2013 

in Hamburg, als das Gerücht verbreitet wurde, die Räumung der 

„Roten Flora“ stünde unmittelbar bevor, und die Krawalle während 

der EZB-Eröffnung vom März 2015. Auch diesmal spielten die post-

autonomen Bündnisse bei Planung und Choreografie der Proteste 

wieder eine zentrale Rolle. Vor allem die IL hatte auf eine Spektren 

übergreifende Mobilisierung gesetzt und sowohl extremistische als 

auch demokratische Organisationen gezielt in die Mobilisierung in-
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tegriert. Das gesamte autonome Spektrum, 

d. h. Postautonome und die „klassischen“ 

Autonomen, prägten die Vorbereitungen 

der Proteste.

Sie blockierten an den Gipfeltagen die Zu-

fahrtswege zu den Gipfelorten und banden 

so die Polizeikräfte. Dadurch schufen sie 

den Raum für autonome Gewalttaten in 

anderen Teilen von Hamburg. Ob die gewalttätigen Proteste gleich-

wohl eine Niederlage für die postautonomen Bündnisse IL und uG 

in der Auseinandersetzung mit den „klassischen“ Autonomen be-

deuten, bedarf noch der weiteren Klärung. Zwar wertete die IL die 

durchgeführten Aktionen als Erfolg. Dennoch kann sie nicht leug-

nen, dass die inhaltliche Kritik an dem Gipfeltreffen durch die ex-

zessive autonome Gewalt in der öffentlichen und veröffentlichten 

Wahrnehmung nahezu vollständig überdeckt wurde. Das gilt eben-

so für die weitgehend friedlich verlaufenen Proteste unter postauto-

nomer Regie wie die Hafen- und Innenstadtblockade. Vor allem mili-

tante Kleingruppen lehnten jeglichen Aktionskonsens ab und zogen 

wahllos marodierend durch Hamburg. Die autonome Gewalt von 

Hamburg dürfte daher eher nicht im Sinne der auf die Vermittelbar-

keit ihrer Taten bedachten postautonomen Gruppierungen gewesen 

sein. Vor allem die IL muss nun damit rechnen, dass das bürgerliche 

Verständnis für „linke“ Themen dadurch beschädigt werden könn-

te. Ihr Ansatz, durch den taktischen Verzicht auf autonomen Habi-

tus und Gewalt den Brückenschlag ins demokratische Spektrum zu 

schaffen, könnte dadurch vorübergehend einen Rückschlag erlitten 

haben. 

Für den Moment scheint der „klassische“ Autonome in der inner

autonomen Auseinandersetzung einen Erfolg verbucht zu haben. 

Er – und nicht die IL oder das uG – bestimmte die Gewaltintensität 

und dominierte dadurch die öffentlichen und veröffentlichten Bilder.

Kampf gegen Faschismus

Zentrales Anliegen der Autonomen ist der Kampf gegen Fa-

schismus bzw. der „Antifaschismus“, da dieser der Öffentlich-

keit aus ihrer Sicht am besten zu vermitteln ist. Unter Rückgriff 

auf die von dem damaligen Vorsitzenden der Kommunistischen 
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Internationale (Komintern), Georgi Dimitroff, im August 1935 

auf dem VII. Weltkongress der Komintern in Moskau aufge-

stellte These, wonach der Faschismus „die offene terroristi-

sche Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, 

am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals“109 

 sei, ist der Faschismus dem linksextremistischen Verständnis nach 

dem Kapitalismus immanent. Faschismus kann deshalb nur dann er-

folgreich bekämpft werden, wenn zugleich auch seine Ursache, der 

Kapitalismus, beseitigt wird. Konsequenter „Antifaschismus“ zielt 

daher für Linksextremisten zwangsläufig nicht nur auf die kapitalis-

tische Wirtschaftsordnung, sondern auch auf den demokratischen 

Rechtsstaat, den es zu überwinden gilt.

Wie bereits in den Jahren zuvor, so konzentrierte sich auch 2017 

die autonome Szene in ihrer „Antifaschismus-Arbeit“ stark auf die 

direkte Auseinandersetzung mit der AfD. Neben kontinuierlichen 

Aktionen im Rahmen des Bundestags- und des niedersächsischen 

Landtagswahlkampfes fanden 2017 bundesweit mehrere Großpro-

teste gegen die Partei statt, zu denen die autonome Szene jeweils 

überregional mobilisierte. In diesem Zusammenhang sind aus nie-

dersächsischer Perspektive vor allem die Proteste gegen den Bun-

desparteitag der AfD Anfang Dezember 2017 zu nennen. 

Ereignisse im Zusammenhang mit dem 8. Bundesparteitag der 

Partei Alternative für Deutschland (AfD) in Hannover

Vom 02. bis zum 03.12.2017 fand im Hannover Congress Centrum 

(HCC) der 8. Bundesparteitag der Alternative für Deutschland (AfD) 

statt. Bereits unmittelbar nach dem erstmaligen Einzug der AfD in 

den Deutschen Bundestag nach den Wahlen am 24.09.2017 for-

mierte sich in der linksextremistischen Szene Widerstand gegen 

diesen AfD-Bundesparteitag. Die Federführung bei der Organisie-

rung der Proteste übernahm dabei das linksextremistisch beeinfluss-

te Bündnis „Unsere Alternative heißt Solidarität“, in dem auch die 

postautonome Organisation IL federführend mitwirkte.     

Auf seiner Homepage rief dieses Bündnis für die Morgenstunden 

des 02.12.2017 u. a. zu Blockaden des Parteitages auf. In einem dort 

109	Georgi Dimitroff, Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der Kommunistischen 
Internationale im Kampf für die Einheit der Arbeiterklasse gegen den Faschismus, in: ders., 
Gegen Faschismus und Krieg. Ausgewählte Reden und Schriften, Leipzig 1982, Seiten 
49–136, hier Seite 52.
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veröffentlichten Aktionskonsens heißt es zwar, „von uns wird dabei 

keine Eskalation ausgehen“. Allerdings benennt das Bündnis in die-

sem Aktionskonsens das konkrete Ziel der Proteste: 

„An diesem Tag werden wir uns die Zufahrtswege zum Hannover 

Congress Centrum nehmen, sie für die AfD unpassierbar machen und 

sie am Erreichen des Tagungsortes hindern. … Gitter, Zäune oder 

Polizeiabsperrungen, die uns aufhalten sollen, werden wir über

winden.“

(Internetseite des Bündnis „Unsere Alternative heißt Solidarität“, 28.12.2017)

Parallel zu den Blockaden des Bündnisses „Unse-

re Alternative heißt Solidarität“ mobilisierte die zu 

dem postautonomen Bündnis uG gehörende an-

tideutsch-geprägte und bundesweit agierende Kam-

pagne „Nationalismus ist keine Alternative“ (NIKA) 

zu einer eigenständigen Protestaktion am frühen 

Morgen des 02.12.2017. Vor allem ihr separat veröf-

fentlichter Aufruf, „das Verhindern des Parteitages 

der AfD mit allen notwendigen Mitteln“ zum erklär-

ten Ziel des eigenen Handelns zu erheben, unter-

streicht ihren noch stärker auf Militanz ausgerichteten Charakter. 

Eine NIKA-Vertreterin erklärte dazu am 21.11.2017 gegenüber der 

Tageszeitung „taz“: 

„Wir werden da reingehen und den Parteitag abbrechen. Das heißt, wir tun zumindest unser 

Möglichstes, um spürbar in den Ablauf einzugreifen.“

(taz – die tageszeitung vom 21.11.2017)

Die Blockadeaktionen begannen am 01.12.2017, wie zuvor ange-

kündigt, zwischen 06.00 und 07.00 Uhr an den festgelegten Treff-

punkten in unmittelbarer Nähe zum HCC. In der Spitze beteiligten 

sich daran ca. 1.000 Personen. Es gab mehrere Versuche, Polizei-

absperrungen zu durchbrechen bzw. Polizeiketten zu überrennen. 

Polizeibeamte wurden mit Flaschen und Steinen beworfen, ein Was-

serwerfer musste zur Räumung einer der Sitzblockaden eingesetzt 

werden. Neben den Auseinandersetzungen mit der Polizei erfolgten 

auch Angriffe auf anreisende Parteitagsdelegierte. Eine Gruppe von 
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sieben Personen, die allesamt bereits wegen linksmotivierter Straf-

taten in Erscheinung getreten waren, bedrängte einen AfD-Partei-

funktionär und verletzte ihn. Eine Person versuchte, dem AfD-Dele-

gierten zudem die Tasche zu rauben. 

Das Bündnis „Unsere Alternative heißt Solidarität“ organisierte eine 

Demonstration vom HCC in die Innenstadt Hannovers, an der sich 

ca. 6.500 Personen beteiligten. Der Aufzug bewegte sich dabei 

Richtung Georgsplatz, wo die Kundgebung des DGB stattfand. Auf 

der ansonsten friedlich verlaufenen Demonstration bildeten ca. 600 

Personen einen sogenannten „Schwarzen Block“, der die Versamm-

lung kurzzeitig zum Stehen brachte. 

Eine am 01.12.2017 unter dem Motto „Kein Rechtsruck in Europa!“ 

durchgeführte Vorabenddemonstration, die auch von linksextremis-

tischen Gruppierungen beworben wurde, verlief mit 1.000 Teilneh-

menden weitgehend störungsfrei. 

Die große Anzahl Demonstrierender, 

insbesondere die ca. 1.000 Blockade-

aktivisten in den frühen Morgenstun-

den des 02.12.2017 verdeutlicht, dass 

die autonome Szene in Niedersachsen 

in der Lage ist, eine breite und über-

regionale Mobilisierung innerhalb der 

autonomen und postautonomen Szene 

zu realisieren. Da sowohl das Bündnis „Unsere Alternative heißt So-

lidarität“ als auch die NIKA-Kampagne bundesweit für ihre Proteste 

geworben haben, reisten Teilnehmer aus allen Teilen Deutschlands 

an. Zugleich zeigen die Proteste, wie mobilisierungsfähig die post-

autonomen Bündnisse sind, da sowohl die IL als auch das uG feder-

führend in den Protestbündnissen mitwirkten. 

Obwohl die autonome Szene eine hohe Mobilisierung erreichen 

konnte, verfehlte sie ihre im Vorfeld formulierten Ziele weitgehend, 

da der AfD-Parteitag ohne spürbare Verzögerung begonnen und 

durchgeführt werden konnte. Die Straftaten gegen Polizisten und 

anreisende Parteitagsteilnehmer zeigen dennoch, mit welcher Ent-

schlossenheit Linksextremisten die direkte Auseinandersetzung mit 

der AfD gesucht haben und aller Voraussicht nach auch weiter su-

chen werden.
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Aktivitäten in Göttingen und Umland

Neben der AfD stand 2017 erneut, wenn auch in abgeschwäch-

ter Form, Göttingen im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen 

zwischen Rechts- und Linksextremisten. So ging in der Nacht zum 

15.03.2017 der Wagen des Vorsitzenden der Göttinger Jungen Al-

ternativen (JA) in Flammen auf. Weiterhin im Fokus von Linksex-

tremisten befand sich die rechtsextremistische „Volksbewegung 

Niedersachsen“110 (bis Mai „Freundeskreis Thügida“). Im Verlauf 

einer auch von Linksextremisten mitorganisierten Veranstaltung am 

18.03.2017 erstürmten 25 Personen einen Bäckerladen in der Göt-

tinger Innenstadt, in dem sich sechs Mitglieder des Freundeskreises 

befanden und bewarfen die die Bäckerei schützenden Polizeibeam-

ten mit  schweren Tischen und anderen Gegenständen. 

Am 01.04.2017 griffen nach einer Kundgebung des Freundeskreises 

auf dem Göttinger Bahnhofsvorplatz 30 autonome Gegendemonst-

ranten zwei Teilnehmer der rechtsextremistischen Kundgebung auf 

der Bahnfahrt von Göttingen nach Nordheim an und verletzten sie 

schwer. Insgesamt wurden in Zusammenhang mit dieser Demonst-

ration rund 70 Ermittlungsverfahren eingeleitet, u. a. wegen Versto-

ßes gegen das Waffengesetz, Beleidigung und Landfriedensbruch. 

Kampf gegen Repression

Gewöhnlich wird der Begriff „Repression“ dafür verwendet, Unter-

drückung und Menschenrechtsverletzungen in Diktaturen und au-

toritären Systemen zu benennen. Linksextremisten übertragen den 

Begriff auf die innenpolitische Situation in Deutschland. Konkret 

verstehen sie hierunter die Unterdrückung der individuellen, sozia-

len und politischen Entfaltung des Einzelnen durch gesellschaftliche 

Strukturen oder autoritäre Verhältnisse in Deutschland, insbesonde-

re durch Handlungen staatlicher Exekutivorgane, wie z. B. der Po-

lizei. Ziel der linksextremistischen „Antirepressions-Arbeit“ ist es, 

sich selbst als Opfer permanenter Überwachung, Verfolgung und 

Reglementierung durch den Staat zu stilisieren, um auf diese Weise 

den demokratischen Rechtsstaat zu delegitimieren. 

110	 Siehe Kapitel 2.5, Abschnitt „Südliches Niedersachsen“.
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Im Jahr 2017 zeigte sich dieses beispielsweise anhand der Reaktionen 

auf das Verbot der linksextremistischen Internetplattform „linksun-

ten.indymedia“, auf welcher regelmäßig öffentlich zur Begehung von 

Gewaltstraftaten gegen Polizeibeamte und politische Gegner sowie 

zu Sabotageaktionen gegen staatliche und private Infrastrukturein-

richtungen aufgerufen wurde. Nachdem der Bundesinnenminister am 

25.08.2017 die maßgeblich von gewaltorientierten Linksextremisten 

genutzte Plattform verboten hat, gab es deutschlandweit Spontanak-

tionen sowie Solidaritätsbekundungen mit den Betreibern der Inter-

netseite. Auch niedersächsische Linksextremisten veröffentlichten 

entsprechende Stellungnahmen, in denen das Verbot als staatliche 

Repressionsmaßnahme gegen politische Aktivisten gedeutet wird. So 

teilte beispielsweise die dem postautonomen Bündnis uG angehören-

de Göttinger Gruppierung „Redical [M]“ auf ihrem Facebook-Account 

einen Beitrag, in dem das Verbot „als kleinliche Racheaktion für die 

G20-Proteste in Hamburg“ gedeutet wird.

Auch sämtliche polizeilichen Maßnahmen im Nachgang der schwe-

ren Ausschreitungen während der Proteste gegen den G20-Gipfel 

wurden von der linksextremistischen Szene gleichermaßen als Akte 

staatlicher Repression einge-

stuft. Dieses galt vor allem für 

die von der Sonderkommission 

(Soko) „Schwarzer Block“ des 

LKA Hamburg am 05.12.2017 

im Kontext der G20-Ermittlun-

gen durchgeführten bundes-

weiten Durchsuchungsmaßnah-

men bei 24 Objekten in acht 

Bundesländern, darunter insge-

samt fünf in Niedersachsen und 

davon zwei in Göttingen. So 

mobilisierte u. a. die autonome 

Szene für den 09.12.2017 in Göttingen zu einer Demonstration un-

ter dem Motto „Gegen die politische Verfolgung linker Gruppen“ 

durch die Göttinger Innenstadt. An ihr nahmen ca. 600 Personen 

teil, darunter rund 300 Autonome. Angeführt wurde der Aufzug 

von einem „Schwarzen Block“ mit bis zu 150 vermummten Perso-

nen. Im Verlauf der Demonstration wurde vielfach Pyrotechnik auch 
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gegen Polizeibeamte abgebrannt. Hieran wird deutlich, dass die 

autonome Szene nicht nur in ihrem Hauptaktionsfeld dem „Antifa-

schismus“ sondern auch in anderen Bereichen Gewalt als vermeint-

lich legitimes Mittel im Kampf gegen das politische System einsetzt. 

In Göttingen nahm u. a. die A.L.I. die Datensammlung der Göttin-

ger Polizei zu zahlreichen linksmotivierten Personen zum Anlass, um 

im November 2017 mit einer Aktionsreihe gegen die (vermeintliche) 

politische Verfolgung von „Linken“ zu protestieren. Diese Aktions-

reihe endete am 25.11.2017 mit einer Demonstration gegen Über-

wachung und Kriminalisierung mit 200 Teilnehmenden.

Die Rote Hilfe

Die bedeutendste Gruppierung, die sich in erster Linie der „Antire-

pressions-Arbeit“ widmet, ist der von Linksextremisten getragene 

Verein Rote Hilfe e. V. (RH). Die RH wurde 1975 gegründet und ist 

in Göttingen ansässig. Über den Bundesverband hinaus existieren 

in Niedersachsen in Braunschweig, Göttingen, Hannover und Osna-

brück selbstständige Ortsgruppen.

Ihre Hauptaufgabe sieht die RH im Kampf gegen „staatliche Repres-

sion“, indem sie Rechtshilfe gewährt und Szeneangehörigen An-

wälte vermittelt. Außerdem stellt sie zu besonderen Veranstaltun-

gen, beispielsweise bei Demonstrationen, sogenannte 

Ermittlungsausschüsse bereit. Deren Aufgabe besteht 

darin, sich um Festgenommene zu kümmern und 

Rechtsanwälte zu vermitteln. Die RH begleitet zudem 

strafprozessuale Maßnahmen u. a. mit Solidaritätsver-

anstaltungen und Kampagnen, um auf diese Weise die 

vermeintliche Repression staatlicher Behörden gegen 

politische Aktivisten zu „entlarven“.

Im Zusammenhang mit den Ermittlungen wegen der ge-

walttätigen Ausschreitungen beim G20-Gipfel initiierte die RH eine 

eigene Spendenkampagne zur Unterstützung der Tatverdächtigen. 

Unter dem Motto „United We Stand! – Unsere Solidarität gegen ihre 

Repression!“ sammelt die RH seit August 2017 Gelder für die anste-

henden Gerichtsprozesse, die nach Aussage der RH als „politische 

Machtdemonstration des Apparats“ zu werten seien. 
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Die RH sieht sich als „Selbsthilfeorganisation für die gesamte Linke“. 

Bewusst verzichtet sie darauf, sich von extremistischen Zusammen-

schlüssen zu distanzieren. Aus diesem Grund charakterisiert auch die 

RH das Verbot der linksextremistischen Internetplattform „linksun-

ten.indymedia“ als politisch motivierte Repressionsmaßnahme. In 

einer Pressemitteilung des Bundesvorstandes vom 25.08.2017 heißt 

es diesbezüglich:

„Das Verbot der Medienplattform ist ein Angriff auf die gesamte linke, antikapitalistische 

Gegenöffentlichkeit. Diese zu verbieten ist ein Akt der Zensur und bedeutet eine eklatante 

Beschneidung der Meinungs- und Pressefreiheit.“ 

(Internetseite der Roten Hilfe, 17.01.2018) 

Da das Aktionsfeld „Antirepression“ weiterhin einen hohen Stellen-

wert innerhalb des linksextremistischen Spektrums, insbesondere in 

der autonomen Szene, einnimmt, kann die RH seit mehreren Jahren 

einen bundesweit kontinuierlichen Anstieg ihrer Mitgliederzahlen 

verbuchen. So sind gegenwärtig bundesweit mehr als 8.000 Perso-

nen in der RH organisiert, mindestens 600 davon in Niedersachsen.

Kampf gegen Rassismus

Das Aktionsfeld „Antirassismus“ hatte im Zuge der sogenannten 

Flüchtlingskrise auch innerhalb der autonomen Szene in den zurück-

liegenden Jahren an Bedeutung gewonnen. Nachdem die Flücht-

lingszahlen in den Jahren 2016 und 2017 jedoch zurückgegangen 

sind, ist auch der Stellenwert des Themas „Antirassismus“ innerhalb 

der autonomen Szene wieder gesunken. Nichtsdestotrotz überspit-

zen Linksextremisten weiterhin ihre Kritik an bestehenden Asyl- und 

Flüchtlingsgesetzen und am Handeln von Ausländerbehörden, Poli-

zei und Gerichten zum Vorwurf eines „systemimmanenten“ Rassis-

mus. Staatliche Repräsentanten und Akteure werden damit auf eine 

Stufe mit Rechtsextremisten gestellt und somit Forderungen nach 

der Abschaffung des politischen Systems legitimiert. So solidarisie-

ren sich auch Teile des niedersächsischen linksextremistischen Spek-

trums mit den betroffenen Flüchtlingen. Auch im Jahre 2017 kam es 

diesbezüglich zu mehreren Resonanzkundgebungen, wie z. B. am 

29.04.2017 in Osnabrück und am 10.06.2017 in Göttingen. Zugleich 

beteiligten sich in Osnabrück auch Autonome an den Versuchen, 

Abschiebungen von abgelehnten Asylbewerbern zu verhindern. 
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Insgesamt betrachtet, wird der „Kampf gegen Rassismus“ von Seiten 

der autonomen Szene den oben beschriebenen Aktionsfeldern „Anti-

faschismus“ und „Antirepression“ derzeit jedoch nachgeordnet.

Anarchisten

Neben dem Kommunismus ist der moderne Anarchismus der zweite 

grundlegende Ideologiestrang des Linksextremismus. Beide Strömun-

gen setzen sich dafür ein, die bestehende Ordnung zu überwinden. 

Anarchisten streben diesbezüglich die unmittelbare Errichtung einer 

herrschaftsfreien Gesellschaftsordnung an, in der der Mensch von allen 

politischen, ökonomischen und kulturellen Zwängen befreit leben kann.

Im Anarchismus nimmt die individuelle Freiheit den höchsten Stel-

lenwert ein. Vor diesem Hintergrund negieren Anarchisten sämtliche 

Hierarchie- und Herrschaftsformen. Zudem sprechen sie nicht nur 

dem Staat und seinen Institutionen, sondern ebenso der (sozialen) 

Marktwirtschaft jegliche Existenzberechtigung ab. Als kleinste Ein-

heit des anarchistischen Zusammenlebens gilt die sogenannte Kom-

mune, im ökonomischen Bereich wird die Gründung föderal struktu-

rierter Genossenschaften und Syndikate angestrebt.

Der Anarchismus ist aber keineswegs als geschlossener Theorieblock 

zu verstehen. Vielmehr verbergen sich hinter dem Begriff verschiede-

ne Strömungen mit z. T. sehr unterschiedlichen Konzepten. Unter den 

niedersächsischen Anarchisten ist der eher praxis-orientierte Anarcho-

syndikalismus111 am stärksten vertreten. Bundesweit umfasst das anar-

chistische Spektrum etwa 800 Personen, davon 30 in Niedersachsen.

Zu einer der größten anarchosyndikalistischen Gruppierungen in 

Deutschland zählt die 1977 gegründete Freie Arbeiterinnen- und Ar-

beiter-Union (FAU), die sich als eine nach basisdemokratischen Prinzi-

pien aufgebaute Gewerkschaft versteht. Sie stellt die einzige gefestig-

te anarchistische Struktur in Niedersachsen dar. Zu ihrem 40-jährigen 

Bestehen hielt die FAU im Juni 2017 in Hannover einen Kongress ab, 

auf dem die Organisation eigenen Aussagen zufolge ihre Weichen für 

die Zukunft stellte. Als Fazit hält die FAU hierzu fest:

111	 Unter Anarchosyndikalismus versteht man eine gewerkschaftliche Organisierung, die auf 
anarchistischen Prinzipien beruht. Ziel ist es, das bestehende Staatssystem revolutionär 
zu überwinden und durch ein klassen- und staatenloses System zu ersetzen. Für weitere 
Informationen siehe: Armin Pfahl-Traughber, Linksextremismus in Deutschland. Eine kriti-
sche Bestandsaufnahme, Wiesbaden 2014, Seite 55ff.
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„40 Jahre nach ihrer Gründung ist die FAU ihrem Anspruch, eine handlungsfähige, kämpfe-

rische Gewerkschaft zu sein und zugleich Ideale der Selbstorganisation und Herrschaftsfrei-

heit zu leben und in die Gesellschaft zu transportieren, wieder ein Stück näher gekommen.“

(Internetseite der FAU, 17.01.2018)

Neben einer Ortsgruppe in Hannover gibt es seit September 2017 

auch eine FAU-Ortsgruppe und eine FAU-Jugendgruppe in Göttin-

gen. Zudem ist die FAU seit 2017 international wieder stärker ver-

netzt. Nachdem sie nach langjähriger Mitgliedschaft im Dezember 

2016 aus der Internationalen ArbeiterInnen Assoziation (IAA) aus-

geschlossen wurde, beteiligte sich die Gewerkschaft 2017 an meh-

reren Konferenzen zur Gründung eines neuen internationalen Zu-

sammenschlusses anarchosyndikalistischer Organisationen. In einer 

Pressemitteilung vom 22.05.2017 hält die FAU zum aktuellen Stand 

des Vernetzungsprozesses fest: 

„Der Umstand, dass viele der Grundprinzipien des Syndikalismus bereits jetzt über nationale 

Grenzen hinweg praktiziert werden, verheißt Gutes für die im Entstehen begriffene Inter-

nationale.“

(Internetseite der FAU, 17.01.2018)

Die hier angesprochenen „Grundprinzipien des Syndikalismus“ kon-

kretisiert die FAU u. a. in einem Grundlagentext, welcher ebenfalls 

auf der Homepage der Organisation aufrufbar ist. In den beiden 

Kapiteln „Grundsätze und Ziele“ sowie „Kritik der bestehenden Ver-

hältnisse“ hält die FAU für ihre Arbeit fest:

„Wir streben die Überwindung des Kapitalismus an. … Wir beziehen uns [dabei] auf die 

Ideen des Anarchosyndikalismus. … Kapitalismus ist kein Naturgesetz, sondern lediglich 

ein von Menschen geschaffenes Verhältnis, das durch kollektives Handeln der Arbeitenden 

aufgehoben werden kann.“

(Internetseite der FAU, 17.01.2018)

Der von der FAU angestrebte Systemwechsel soll dabei von basis-

demokratisch strukturierten Lokal- und Betriebsgruppen organisiert 

werden, die unter Rückgriff auf direkte und z. T. auch militante 

Aktionsformen, wie z. B. Fabrikbesetzungen, Streiks und Sabota-

geaktionen, vor Ort agieren sollen. Mit ihrem Engagement für Ge-
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werkschaftsbelange und ihren Solidarisierungsbekundungen mit 

streikenden Arbeiterinnen und Arbeitern versucht die FAU anschluss-

fähig zu werden und neue Mitglieder für ihre über diese Themen 

hinausgehenden systemablehnenden Ziele zu gewinnen. Weiterhin 

besteht in Göttingen die der FAU nahe stehende „Anarcho-syndikali-

sche Jugendorganisation“ (ASJ). Diese versteht sich selbst als

„praxisorientierte Gruppe aus Göttingen, die eine herrschaftsfreie, staatenlose und auf 

Selbstverwaltung basierte Gesellschaft anstrebt.“

(ASJ Göttingen, ohne Datum)

Die ASJ organisiert in Göttingen regelmäßig öffentliche Abende und 

beteiligt sich an szenetypischen Demonstrationen und Kundgebun-

gen, so auch im Jahr 2017. Neben der ASJ Göttingen agieren im 

Bundesgebiet noch mindestens drei weitere Jugendorganisationen.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die weltweiten kriegerischen Konflikte, die andauernde Flüchtlings-

krise und der dadurch mitbedingte Aufschwung rechtspopulistischer 

Parteien und Bewegungen in Deutschland und Europa haben in den 

letzten Jahren neben dem Kampf gegen den Faschismus das The-

menfeld „Antirassismus“ und „Antirepression“ in den Mittelpunkt 

der Aktivitäten der autonomen Szene auch in Niedersachsen ge-

rückt. Vor dem Hintergrund des Einzuges der Partei Alternative für 

Deutschland (AfD) in den Deutschen Bundestag im September 2017 

und in den Niedersächsischen Landtag im Oktober 2017 dürften die-

se Wahlergebnisse Autonome darin bestärken, langfristig entschlos-

sen gegen den aus ihrer Perspektive faschistoiden demokratischen 

Rechtsstaat vorzugehen. Aus diesem Grunde ist auch künftig mit 

verstärkten Auseinandersetzungen vor allem zwischen Linksextre-

misten und der AfD zu rechnen. Dabei muss mit Sachbeschädigun-

gen und gezielten Körperverletzungen gerechnet werden. 

Ferner dürfte der rechtsextremistische „Tag der deutschen Zukunft“ 

(TddZ) in Goslar112 zu einer verstärkten Mobilisierung der linksextre-

mistischen Szene nicht nur in Niedersachsen, sondern auch bundes-

weit führen. 

112	 Siehe Kapitel 2.5, Abschnitt „Demonstrationen und Kampagnen der rechtsextremisti-
schen Szene“.

NMIS_005_RZ Bericht_2017-2018-10-17.indd   161 17.10.18   16:17



162

Linksextremismus

Da auch 2018 weitere rechtsextremistisch motivierten Übergriffe 

auf Flüchtlinge und ihre Unterkünfte nicht ausgeschlossen werden 

können, werden die Auseinandersetzung mit „Faschismus“ und 

„Rassismus“ weiterhin die dominierenden Themen der autonomen 

Szene darstellen. Eine weitere Radikalisierung des (post-)autono-

men Milieus ist daher wahrscheinlich. Mit einer Zunahme der von 

Linksextremisten ausgehenden Gewalttaten, vor allem gegenüber 

Polizisten und Rechtsextremisten bzw. denjenigen, die Autonome 

für Rechtsextremisten halten, muss gerechnet werden.

Im Vergleich zu den autonomen bzw. postautonomen Gruppierun-

gen sind anarchistische Organisationen generell von nachrangiger 

Bedeutung. Allein aufgrund ihrer theoretischen Zersplitterung dürf-

te sich daran auch künftig kaum etwas ändern.

Auch für das Jahr 2018 ist davon auszugehen, dass der Anarchosyn-

dikalismus weiterhin der am stärksten wahrnehmbare Teil des anar-

chistischen Spektrums in Deutschland und Niedersachsen bleiben 

wird. Abzuwarten ist zudem, wie sich die internationale Vernetzung 

der FAU weiterhin entwickeln wird.
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